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Drucksache V/795 


Schriftlicher Bericht 

des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 

über den von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurf 
eines Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

— Drucksache V/307 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Dr. Kuchtner 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den von der Frak- 
tion der FDP eingebrachten Entwurf — Drucksache 
V/307 — in seiner 25. Sitzung am 3. März 1966 ohne 
Aussprache federführend an den Rochtsausschuß 
und mitberatend dem Innenaiisschuß überwiesen. 
Der Innenausschuß hat stüne Mitberatung in d(M- 
Sitzung am 15. Juni 1966 abgeschlosseur und seine 
Stellungnahme mit Schreiben vom 21. Juni 196{) dem 
Rechlsausschuß zugeleitet. Er empfiehlt dem Rt^his- 
ausschuß, § 157 VwGO nicht zu streichen, sondern 
wie folgt zu fassen; 

„In der Kostenentscheidung k()nnen dem g{^setz- 
lichen Vertreter und dem Bevollmächtigten (änes 
Beteiligten durch das Gericht die Gerichlskosten 
und die außergerichtlichen Auslagen eines anderen 
Beteiligten auferlegt werden, die sie durch eine aus- 
sichtslose Rechtsverfolgung oder Rechts Verteidigung 
oder auf sonstige Weise verursacht haben, wenn 
ihnen eine schwere Verletzung der im Rechtsstreit 
gebotenen Sorgfalt vorzuwerfen ist." 

Der Rechtsausschuß hat den Entwurf in der Sit- 
zung am 29. Juni 1966 abschließend behandelt. 

II. 

Der Rechtsausschuß ist mit Mehrheit zu der Auf- 
fassung gekommen, dem Vorschlag des Innenaus- 
schusses nicht zu folgen, sondern dem Plenum des 
Deutschen Bundestages die Streichung des § 157 
VwGO vorzuschlagen. Dabei ging der Rechtsaus- 
schuß von folgenden Erwägungen aus: 


§ 157 VwGO ist der Vorschrift des § 102 ZPO 
nachgebildet worden. § 102 ZPO ist inzwischen 

durch Artikel 2 des Bundesgesetzes vom 27. No- 
vember 1964 (BGBl. I S. 933) aufgehoben worden. 
Mit Rücksicht hierauf ist die Anwendung des § 102 
ZPO durch Bezugnahme in § 13 a Abs. 2 FGG für 
die Verfahren, auf die die Vorschriften des Gesetzes 
über die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts- 
barkeit anzu wenden sind, ebenso entfallen wie für 
Verfahren vor den Gerichten für Arbeitssachen auf 
Grund der Verweisungsvorschriften in den §§ 46 
Abs. 2, 64 Abs. 2 und 72 Abs. 3 des Arbeitsgerichts- 
gersetzes. 

In der Finanzgcnichtsordnung findet sich keine 
dem § 102 ZPO entsprechende Vorschrift mehr. 

Das Süzialgerichtsgesetz enthält in § 192 SGG 
eine SpeziaPcorschrift (Tragung mutwillig veranlaß- 
ter Kostc-n) c^benso wie die Strafprozeßordnung in 
§ M5 Abs. 4 (Kosten für eine schuldhaft verursachte 
Aussetzung des AAuTahrens). 

Während eine Minderheit des Rochtsausschusses 
die Aufrechtc?rhaUung des § 157 VwGO in der vom 
Innenausschuß vorgeschlagenen Fassung zum Schutz 
der Parteien und der Gerichte für zweckdienlich 
hielt, lehnte die Mehrheit des Ausschusses den 
Grundgedanken einer solchen A'orschrift mit Rück- 
sicht auf die Stellung des Rechtsanwalts als Organ 
der Rechtspflege ab. 

Einmüticj wuir dem Rechlsausschuß der Auffassung, 
daß unlerschic'dliche Regelungen d(\s gleichen Sach- 
verhalts in dem verschiedenen Verfahrensordnun- 
gen vermieden werden sollten. Eine solche einheit- 
liche Regelung kann, da mit der Übernahme einer 
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dem § 157 VwGO entsprechenden Vorschrift in die 
übrigen Verfahrensordnungen derzeit nicht gerech- 
net werden kann, nur dadurch erreicht werden, daß 
§ 157 VwGO gestrichen wird. 

Die Änderung in Artikel 1 erfolgt in Anpassung an 
die neuerdings geübte Zitierweise. 

Durch die Streichung des Artikels 3 gilt nunmehr 
Artikel 82 Abs. 2 GG. 


Bonn, den 28. Juni 1966 


Frau Dr. Kuchtner 

Berichterstatterin 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache V/307 — in der 
aus der nachstehenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen. 


Bonn, den 28. Juni 1966 


Der Rechtsausschuß 

Dr. Wilhelmi Frau Dr. Kuchtner 

Vorsitzender Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von der Fraktion der FDP eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

— Drucksache V/307 — 

mit den Beschlüssen des Rechtsausschusses 
(12. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 157 der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17) wird gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am in Kraft. 


Beschlüsse des 12. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 

zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos- 
sen: 

Artikel 1 

§ 157 der Verwaltungsgerichtsordnung vom 21. Ja- 
nuar 1960 (Bundesgesetzbl. I S. 17), zuletzt geän- 
dert durch Gesetz vom 12. August 1965 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 782), wird gestrichen. 


Artikel 2 
unverändert 


Artikel 3 

entfällt 
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